
Für das Nachschlagewerk !
Für die Amtliche Sammlung !

ZPO § 264
Eine subjektive Klagänderung liegt nicht vor, 
wenn der vertretungsberechtigte Gesellschafter 
einer bürgerlichrechtlichen Gesellschaft eine 
Gesellschaftsforderung zunächst im eigenen Name 
sowie im Kamen des anderen Gesellschafters gel­
tend macht und wenn er sodann die Klage nur 
noch im eigenen Kamen weiter verfolgt mit dem 
Ziel, daß Leistung an die beiden Gesellschafter 
erfolgen soll.»

2o Gesetz ? BGB §§ 730, 432
Rechtssatz % Nach Auflösung einer bürgerlichrechtlichen Ge­

sellschaft ist ein Gesellschafter zur persön­
lichen Geltendmachung einer Gesellschaftsfor­
derung nach § 432 BGB befugt, wenn bei -einer 
zweigliedrigen Gesellschaft der andere Gesell­
schafter die gerichtliche Geltendmachung dieser 
Forderung durch ein bewußtes Zusammenwirken 
mit dem Gesellschaftsschuldner zu verhindern 
sucht,

Aktenzeichen? II ZR 233/55
Urteil des BGH vom 6, Juni 1955 - OLG Frankfurt/Main

1c- Gesetz? 
Rechtssatz ?



Verkündet
am 6" Juni 1955
Hoffmeister, Justizangestellter,
als ürkund s b e amt e r 
o.er Geschäftsstelle

des kaufmännischen Angestellten Erwin Hatto B

-Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Profolr.

-Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr«

hat der II, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 2„ Juni 1955 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten- Br. Ganter und der Bundesrichter

Selowsky, Br» Haidinger, Dr. Rischer und Artl für Recht 
erkannt ? ■

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des 
4. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Erank- 
furt/Main vom 30« Juni 1953 aufgehoben und die 
Sache zur anderweiten Verhandlung und Entschei­
dung, auch über die Kosten der Revision, an das 
Berufungsgericht zurückverwiesen«

I m  H a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

St| 0« , G, str-= V
Klägers und Revisionsklägers

gegen

Im P
die .

1, vertreten durch ihren Geschäftsfüh
Metallwerke GmbH», 0 /Ts

rer Dr„ Hans R daselbst
Beklagte und Revisionsbeklagte,

Von Rechts wegen



Tai: pest and;

Der Kläger schloß am 6, April 1949 mit dem Ingenieur
einen schriftlichen Vertrags durch den er sich mit 

diesem zu einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts zusammen- 
schloßc Der Zweck dieser Gesellschaft sollte die Konstruktion, 
der Bau und der Vertrieb von Kraftfahrzeugmotoren sein. Jun- 
ginger brachte in die-Gesellschaft die Konstruktion eines 
Klein-Dieselmotors "FZD 1” und eines Vielzweck-Kleinmotors 
"VZ 98” ein. Der Kläger leistete eine Bareinlage von 3,500 DM* 
Die Vertretung der Gesellschaft gegenüber Dritten stand nach 
dem Gesellschaftsvertrag allein dem Kläger zu. Über die Kün­
digung des Gesellschaftsvertrages war vereinbart, daß Jun- 
ginger diesen frühestens zum 31,'Dezember 1952 mit einer 
sechsmonatigen Frist kündigen könne.

Im Frühjahr 1950 errichtete ohne Wissen des
Klägers eine neue Gesellschaft, und zwar mit dem Kaufmann 
Schmidtke, in die er ebenfalls die Konstruktion seines Klein- 
Dieselmotors und seines Vielzweck-Kleinmotor.s einbrachte. 
Diese Gesellschaft schloß im Herbst 1950 mit der Firma

eine vorläufige Vereinbarung, nach der sie dieser
die Konstruktion zur Auswertung überließ.

Im Oktober 1950 schloß der Kläger - er hatte inzwischen 
Kenntnis von der Errichtung der zweiten Gesellschaft und ih­
rer Vereinbarung mit der Firma erhalten - namens
der zwischen ihm und J i M W  errichteten Gesellschaft mit 
der Beklagten Verwertungsverträge über die beiden Konstruk- - 
tionen Dabei erwarb die Beklagte durch Ver­
trag vom 26, Oktober 1950 den "FZB 1", der damals noch nicht 
bis zum Proberaodell gediehen war, gegen Zahlung von 2,500 DM, 
fällig im Februar 1951, während die Beklagte in einem wei­
teren Vertrag auch die Konstruktion des "VZ 98" erwarb, für
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die sie im laufe der Zeit 10,412,49 IM an die Gesellschaft 
zu Händen des Klägers zahlte..

Der Kläger macht mit der Klage die Ansprüche der Ge­
sellschaft aus dem Vertrag vom 26, Oktober 1950 in Höhe von 
2,500 DM gegen die Beklagte geltend. Er hat diesen Anspruch 
im. Klageweg zunächst im Kamen der Gesellschaft (unter na­
mentlicher Bezeichnung der beiden Gesellschafter) und sodarn 
kurzjvor Ablauf des Jahres 1952 (offenbar im Hinblick auf ef 
ne inzwischen ausgesprochene Künd.igung des Gesellschafts- 
Vertrages durch JiflmHB) im eigenen Namen mit der Maßgabe 
geltend gemacht, daß der Betrag an die Gesellschaft zu sei­
nen Händen, hilfsweise zu Händen der beiden Gesellschafter 
zu zahlen sei.

Die Beklagte hat der Klagänderung widersprochen und im 
übrigen ausgeführt, daß der Kläger zur persönlichen Geltend 
machung der Klagforderung nach Auflösung der Gesellschaft 
nicht mehr befugt sei, in sachlicher Hinsicht hat sie ihre 
Zahlungsweigerung damit begründet, daß sie von den im Okto­
ber 1950 geschlossenen Verträgen mit Schreiben vom 4,April 
1951 zurückgetreten sei,.

Die Vorinstanzen haben die. Klage abgewiesen,. Mit der 
Revision, die vom Berufungsgericht zugelassen worden ist, 
verfolgt der Kläger seinen Klaganspruch weiter, während die 
Beklagte um Zurückweisung der Revision bittet.

Ent s eheidungsgründez

Io Das Berufungsgericht ist in Übereinstimmung mit dem 
Landgericht davon ausgegangen, daß der Kläger seine Klage 
im Laufe der ersten Instanz geändert habe. Die zunächst iß 
Namen der Gesellschaft erhobene■ Klage sei eine Klage im #a' 
men der beiden Gesellschafter gewesen, während er in der



Folgezeit nur no ela im eigenen Hamen geklagt habe. Die Revi­
sion bezweifelt die Richtigkeit dieser Auffassung. Sie meint, 
die im Hamen der Gesellschaft bürgerlichen Rechts erhobene 
Klage könne aus Rechtsgründen überhaupt keine Klage der Ge­
sellschaft gewesen sein/ weil dieser die Prozeßfähigkeit feh­
le; die zunächst erhobene Klage müsse daher sinngemäß dahin 
umgedeutet werden, daß der Kläger von vornherein nur seine 
Ansprüche als Gesellschafter für die Gesellschaft geltend 
gemacht habe. Dieser Auffassung der Revision, daß hier eine 
Klagänderung nicht vorliege, kann nur im Ergebnis, nicht in 
der Begründung gefolgt werden.

I.) Das Berufungsgericht ist sich bei seinen Ausfüh­
rungen durchaus bewußt, daß die im Hamen der Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts erhobene Klage nicht eine Klage der Ge­
sellschaft, sondern eine Klage der beiden, übrigens im Ru­
brum der Klageschrift auch genannten Gesellschafter ist.
Diese Auslegung der Klageschrift entspricht auch im vollen 
Umfang der im Zeitpunkt der Klagerhebung gegebenen Sach- 
und Rechtslage, Als vertretungsberechtigter Gesellschafter 
war der Kläger befugt, eine solche Klage für die beiden Ge­
sellschafter zu erheben» Die Bezeichnung der Gesellschaft 
im Rahmen der Klageschrift diente lediglich der Klarstellung, 
daß die Klage von den beiden Gesellschaftern nicht als Ein­
zelperson, sondern in ihrer Eigenschaft als Gesellschafter, 
also in ihrer gesamthänderischen Verbundenheit erhoben werde. 
Es sollte dadurch zugleich auch zum. Ausdruck gebracht wer­
den, daß es sich bei der geltend gemachten Forderung um eine 
solche handelte, die den beiden Klägern in ihrer Eigenschaft 
als Gesellschaftern zustande Bei der von der Revision ver­
tretenen Auffassung, daß nämlich der Kläger von Anfang an 
allein im eigenen Hamen geklagt habe, würde es unverständlich 
sein, daß dieser zunächst den Gesellschafter in
der Klage mit als Kläger aufgeführt* daß er bei seinem Antrag



auf Bewilligung des Ärmenrechts nicht nur auf seine eigener, 
Vermögensverhältnisse, sondern auch auf die VermögensVer­
hältnisse des abgestellt und daß er schließlich
bei der Stellung seines neuen Antrages ausdrücklich erklärt 
hatte? daß er nunmehr unter Änderung' der Klage diesen Antra, 
im eigenen Kamen stelle» Bei dieser Sachlage kann nicht da­
von gesprochen werden, daß die Klage, wie die Revision an­
nimmt, von vornherein im. Kamen des Klägers erhoben worden 
sei,

2o) Bei dieser Sachlage erhebt sich jedoch die weitere 
Krage, ob die vorgenommene Veränderung des Klagrubrums eine 
Klagänderung im Sinne des § 264 ZPO ist. Diese Präge ist 
entgegen der Auffassung der Vorinstanzen zu verneinen.

In diesem Zusammenhang ist zunächst hervorzuheben, daß 
der geltend gemachte Anspruch durch die Veränderung des 
Klagrubrums nach seinem Grund und nach seinem Inhalt keine 
Änderung erfahren hat». Es ist nach wie vor zur gerichtliche; 
Entscheidung die Frage gestellt, ob die Beklagte zur Zahluri 
von 2,500 DM aus dem Vertrag vom 26, Oktober 1950 verpflieh 
tet ist. Dabei wird auch nach der Veränderung des Klagru­
brums von dem Kläger an der Auffassung festgehalten, daß es 
sich bei dem geltend gemachten Anspruch um einen solchen 
handelt, der zugunsten der Gesellschaft, also zugunsten der 
gesamthänderischen Zusammenfassung der beiden'Gesellschaf­
ter, begründet ist und dieser zusteht. Es'könnte hier dahier 
das Vorliegen einer Klagänderung nur dann in .Betracht ge­
zogen werden, wenn durch die Veränderung des Klagrubrums 
eine Änderung der Parteien eingetreten wäre und diese ent­
sprechend der ständigen Rechtsprechung des Reichsgerichts 
ebenfalls als eine Klagänderung im Sinne des § 264 ZPO1an­
gesehen ?/erden müßte.



—6—

Die Besonderheit der hier gegebenen Sachlage besteht 
darin, daß auf der klagenden Seite zunächst zv/ei Personen 
aufgetreten waren und daß dann nach der Veränderung des 
Klagrubrums eine von diesen als Kläger ausgeschieden ist und, 
nun nur noch die andere den Rechtsstreit gegen die Beklagte 
fortsetzto In dieser Hinsicht erweist sich hier der grund­
sätzliche Unterschied zwischen der Klage einer Gesellschaft 
bürgerlichen Hechts und der Klage einer offenen Handelsge­
sellschaft c Jene besitzt keine formelle Parteifähigkeit, so 
daß im Rechtssinn "ihre" Klage die Klage sämtlicher Gesell­
schafter isto Diese dagegen besitzt eine solche formelle 
Parteifähigkeit (§ 124 HGB), so daß — jedenfalls für die 
Zeit des Bestehens der Gesellschaft - ihre Klage auch nicht 
die Klage der sämtlichen Gesellschafter ist und daher die 
Fortführung eines von ihr eingeleiteten Rechtsstreits durch 
einzelne oder alle Gesellschafter persönlich einen echten 
Parteiwechsel darstellt, In diesem Fall treten im prozeß- 
rechtlichen Sinn an die Stelle der bisherigen Klägerin; an­
dere Personen als Partei in den Prozeß ein, so daß nach der 
ständigen Rechtsprechung des Reichsgerichts ein solcher Par­
teiwechsel als subjektive Klagänderüng zu betrachten ist 
(RGZ 36, 141s' Weipert RGRK HGB § 124 Bern 34? Stein-Jonas- 
Schönke Komm ZPO § 268 Bern II), Im vorliegenden Fall, in dem 
die beiden Gesellschafter einer bürgerlichrechtlichen Gesell­
schaft die Klage erhoben haben, tritt dagegen beim Ausschei­
den des einen Gesellschafters aus dem Rechtsstreit nicht ein 
anderer Kläger an die Stelle der bisherigen Kläger, sondern 
es bleibt nur einer der beiden bisherigen Kläger als Kläger 
übrige Eine solche Veränderung kann in keinem Fall unter dem. 
rechtlichen Gesichtspunkt des Parteiwechsels als eine subjek­
tive Klagänderüng und damit als Klagänderung im Sinne des 
§ 264 ZPO angesehen werden. Insofern ist die Rechtslage in 
prozeßrechtlicher Hinsicht nicht anders, wie wenn ein Miter-



'oe zunächst ira eigenen Hamen und im Hamen der übrigen Mit­
erben eine Nachiaßforderung:gegen einen Nachlaßschuldner 
geltend macht, und sodann, etwa weil er die verlangte Voll­
macht der übrigen Miterben nicht vorlegen kann, die Klage 
nunmehr allein im eigenen Namen nach § 2039 BGB weiter ver­
folgt! Kür die prozeßrechtliche Beurteilung,, also für die 
Krage, ob eine Klagändeirung vorliegt, istVesg. dabei ohne Be­
lang, daß bei der Erbengemeinschaft die Befugnis eines ein­
zelnen Miterben zur gerichtlichen Geltendmachung von Nach-1 
laßforderungen nach Maßgabe des § 2039 BGB bedenkenfrei ist 
daß dagegen bei der bürgerlichrechtlichen Gesellschaft eine 
selche Befugnis des einzelnen Gesellschafters im Binzelfall 
immerhin zu rechtlichen Zweifeln Anlaß geben kann. Denn das 
berührt nicht die Frage nach dem Vorliegen einer Klagände­
rung, sondern lediglich die Frage nach der Aktivlegitiinatii 
des nunmehr allein klagenden Gesellschafters, also seine Bf 
fugnis zur gerichtlichen Geltendmachung einer Gesellschaft.' 
f ordering o

II, Das Berufungsgericht hat die von ihm fehlsam angenomme 
ne Klagänderung nicht zugelassen,, weil sie nicht sachdien­
lich sei. Diese Auffassung hat das Berufungsgericht im we­
sentlichen mit der Erwägung begründet, daß die "geänderte" 
Klage wegen fehlender Aktivlegitimation des Klägers unbegrt 
det und daher nicht geeignet:'5 sei, der endgültigen Ausräumus 
des zwischen den Parteien bestehenden materiellen Streit­
stoff8 zu dienen,. Es ist der Meinung, daß das Landgericht,: 
das bereits die gleichen Erwägungen angestellt hatte, die 
geänderte Klage daher mit Hecht - und zwar als unzulässig-
aijggV'/ie8en hato

Angesichts der Tatsache,, daß das Berufungsgericht zu 
Unrecht die Veränderung des Klagrubrums, nämlich das Aus- 
scheiden de8 Gesellschafters Junginger aus dem Rechtsstreit 
als eine Klagänderung im Sinne des § 264 ZPO angesehen hat.



ist es.für den'erkennenden Senat nicht notwendig* aber auch 
nicht möglich, auf die ernst zu nehmenden Ausführungen der 
Revision einzugehen, mit denen diese darlegt, daß das Beru­
fungsgericht den Begriff der .Sachdienlichkelt verkannt habe 
Vielmehr unterliegt das Berufungsurteil, mit dem das Beru­
fungsgericht die Abweisung der Klage als unzulässig bestä­
tigt hat, schon deshalb der Aufhebung, weil hier eine Klag- 
änderung überhaupt nicht vorliegt und deshalb eine Sach.en.t- 
Scheidung zur Klage geboten ist. Der erkennende Senat ist 
selbst nicht in der nage, diese Sachentscheidung seinerseits 
vorzunehmen, so daß die Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung an das Berufungsgericht zurückverwiesen 
werden muß,

III, Da das Berufungsgericht bei der Prüfung der prozessu­
alen Präge, ob die «geändertett.Klage sachdienlich sei, schon 
im umfassenden Maß die Sachfrage nach der Aktivlegitimation 
des Klägers zur Geltendmachung einer Gesellschaftsforderung 
erörtert hat und diese Erörterung zu rechtlichen Bedenken 
Anlaß gibt, erscheint es angebracht, für die weitere Ver­
handlung auf folgende rechtliche Gesichtspunktehinzuweisen,

lc) Das Berufungsgericht 1st zunächst davon ausgegan­
gen, daß die Gesellschaft zwischen dem Kläger und Junginger 
durch eine Kündigung des letzteren aufgelöst und in den Zu­
stand der Liquidation getreten'sei. Diese Kündigung sei zwar 
schon bald nach Klageerhebung im Jahre 1951 als sofortige 
Kündigung aus wichtigem. :Gluhd;.'ausgesprochen worden. Sie habe 
aber, falls entsprechend -der .Auffassung des Klägers ein wich­
tiger Grund für diese Kündigung nicht Vorgelegen haben soll-; 
te, jedenfalls als ordentliche Kündigung die Auflösung der 
Gesellschaft für den insofern nächst zulässigen Kündigungs­
termin (nämlich den 31, Dezember 1952) herbeigeführt.

Gegen diese Umdeutung (§ 140 BGB) der außerordentlichen



Kündigung in eine ordentliche Kündigung, die auch von der 
Revision nicht beanstandet wird, bestehen bei den hiev 
gebenen Verhältnissen keine rechtlichen Bedenken, Denn eir_ 
mal ging der Wille des wie zwischen den Partei^
unstreitig ist, auch noch während des ganzen Jahres 1952 
dahin, das Gesellschaftsverhältnis mit dem Kläger zu loser, 
also an sexnerjKündigungs erklarung festzuhalten. Zum anderer 
- und insoweit besteht hier ein wesentlicher Unterschied 2ü 
dem der Entscheidung des erkennenden Senats vom 25, Februar 
1953 (Bindv-Möhr= Hr 1 zu § 131 RGB) zugrunde liegenden Saci 
verhalt - hat', abgesehen von dem unterschiedlichen Zeitpuab 
die ordentliche Kündigung die gleiche Wirkung wie die außer­
ordentliche Kündigung,' führt nämlich in der gleichen Reise 
wie diese zur Auflösung der Gesellschaft, reit der Folge, 
daß diese anschließend zwischendGeB' Gesellschaftern ausein­
anderzusetzen ist,

2,) Die Revision bekämpft in diesem Zusammenhang nuri 
weitere Auffassunggdes Berufungsgerichts, daß die Kündigung 
des Junginger die GeSeilschaft hätte zur Auflösung bringen 
können» Die Revision verweist insoweit auf den Vortrag; des 
Klägers in den Vorinstanzen, mit dem dieser darzulegen ver­
sucht habe, daß die Kündigung des Junginger bei den hier 
gegebenen Verhältnissen einen Verstoß gegen die guten Sitte!" 
darstelle und deshalb nichtig sei, und meint, daß die Auf­
fassung des Berufungsgerichts, bei Gesellschaftsverhairnis3S 
könne eine Kündigung regelmäßig. nicht als sittenwidrig gel* 
ten, unhaltbar sei. Für die Entscheidung des vorliegenden 
Rechtsstreits wird es nicht erforderlich sein, zu der Fraĝ  
ob die Kündigung einer bürgerlichrechtlichen Gesellschaft1̂ 
Einzelfall nach § 138 BGB nichtig sein' kann, und welche Vor­
aussetzungen bejahendenfalls hierfür gegeben sein müssend®5 
schließend Stellung zu nehmen» Die Beantwortung dieser Frag6 
bereitet bei der bürgerlichrechtlichen Gesellschaft ange­
sichts der Vorschrift des § 723 Abs 2 BGB gewisse Schwier1*



keiten (vgl dazu BGH lind =-Möhrt. Kr 2 zu § 132 HGB) „ Eine 
abschließende Stellungnahme ist hier deshalb nicht notwen­
dig;, weil im vorliegenden Pall jedenfalls nicht davon ge­
sprochen werden kann, daß die von ausgesprochene
Kündigung nach § 138 BGE unwirksam bei« Unter voller Berück­
sichtigung der vom Kläger in diesem Zusammenhang vorgetra­
genen Umstände kann es nicht beanstandet werden, daß 
0 P  das Gesellschaftsverhältnis mit dem Kläger zur Auflösung 
bringen wollte und deshalb von dem ihm vertraglich einge­
räumten Kündigungsrecht-Gebrauch gemacht hat» Denn auch der 
Kläger will im Grunde an dem Gesellschaftsverhältnis mit 

nicht festhalten, nachdem sich die persönlichen 
Beziehungen zwischen ihnen so entwickelt haben, daß an eine 
vertrauensvolle Zusammenarbeit nicht mehr zu denken ist. Der 
Kläger nimmt an der ausgesprochenen Kündigung vielmehr nur 
deshalb Anstoß., weil seine alleinige Vertretungsbefugnis 
durch die Kündigung und die damit eintret ende Auflösung der 
Gesellschaft gemäß § 730 Abs 2 BGB ihr Ende gefunden hat und 
er bei den gegebenen Verhältnissen dadurch gehindert sein 
könnte, die eingeklagte Gesellschaftsforderungjgegen die Be­
klagte gerichtlich geltend zu machen. Das bedeutet aber, daß 
nach der eigenen Auffassung des Klägers nicht die Auflösung 
der Gesellschaft durch die Kündigung, sondern nur eine ganz 
bestimmte Rechtsfolge der Auflösung, nämlich die in § 730 
Abs 2 BGB' festgelegtenVertretungsverhältnisse einer aufge­
lösten, aber noch nicht beendeten Gesellschaft, bei den hier 
gegebenen Verhältnissen mit den Erfordernissen von freu und 
Glauben nicht zu vereinbaren sei. Diese Beurteilung zwingt 
zu der Boigerung, daß nicht schon die durch die Kündigung 
herbeigeführte Auflösung der Gesellschaft mit den Geboten 
von freu und Glauben In Widerspruch steht, daß also demzu­
folge nicht die Kündigung selbst, sittenwidrig und deshalb 
nach § 138 BGB unwirksam ist, sondern daß es sich angesichts 
der Behauptung des Klägers lediglich fragen kann, wie bei



den gegebenen .Verhältnissen die Präge nach, der Befugnis des 
Klägers zur g©r i'cht 1 ipfieä--; • endmachung einer Gesellschaft;
forderung im Stadium der Abwicklung der Gesellschaft zu be- 
antworten ist, Zusammenf as send ergibt sich demgemäß , daß dl 
Auffassung des Berufungsgerichts, die von ausge­
sprochene Kündigung des Gesellschaftsvertrages sei nicht na; 
§138: BGB unwirksam,., im Ergebnis nicht beanstandet werden j
kann, |

1

3.= ) Bas Berufungsgericht verneint die Befugnis des Klä­
gers, im Stadium der Auflösung der Gesellschaft die im 
Streit befindliche Gesellschaftsforderung allein geltend zu 
machen,

a) Gegen diese Auffassung bestehen insoweit keine rechi 
liehen Bedenken, als der Kläger in erster Linie von der Be,- 
klagten Zahlung an sich selbst begehrt. Ein solches Verlan­
gen konnte der Kläger nur so lange stellen, als er die Ver­
tretungsbefugnis für die Gesellschaft hatte, er. also berech­
tigt war, die Zahlung auch namens des anderen Gesellschaf­
ters entgegenzunehmenc Biese Befugnis des Klägers ist aber 
mit der Auflösung der Gesellschaft erloschen (§ 730 Abs 2 
BGB), eine Rechtsfolge, die im Hinblick auf die Ausführungen 
unter Ziff 2. bei den - nach dem Vortrag des Klägers - hier 
angeblich gegebenen Verhältnissen auch nicht mit den Erfor­
dernissen von Treu und Glauben in Widerspruch steht, weil 
diese Verhältnisse lediglich dazu nötigen könnten, die 
alleinige Befugnis des Klägers zur gerichtlichen Geltend­
machung der Klagforderung im Sinne der Vorschriften der 
§§ 432, 2039 BGB zu bejahen. Auch der Hinweis der Revision 
auf die vom erkennenden Senat in BGHZ 10, 103 dargelegten 
Grundsätze rechtfertigt für den vorliegenden Pall keine ab­
weichende Beurteilung, In dieser Entscheidung hatte der er­
kennende Senat die Klagbefugnis eines Gesellschafters für



eine Gesellschaftsforderung im Stadium der Abwicklung der 
Gesellschaft allerdings anerkannt, und zwar auch mit der 
Maßgabe;, daß er von dem Schuldner Leistung an sich selbst 
verlangen kann. Die Besonderheit dieses Falles, auf die 
sich die genannte Entscheidung in Fortführung der in RGZ 
158,, 314 entwickelten Grundsätze stützt, bestand aber darin 
daß es sich bei der dort geltend gemachten Forderung um den 
letzten Vermögenswert der aufgelösten und in Abwicklung be­
findlichen Gesellschaft handelte und dieser nach dem Aus­
einanderset zungsverfahren zweifelsfrei dem klagenden Ge­
sellschafter zustande In diesem Fall führte somit die Aus- 
kehrung dieses Vermögenswertes unmittelbar an den klagenden 
Gesellschafter zum Abschluß der Auseinandersetzung und zur 
Beendigung der Gesellschaft, Von alldem kann im vorliegen­
den Fall nicht gesprochen werden. Es steht hier keinesfalls 
fest; in welcher Weise der eingeklagte Forderungsbetrag bei 
der Auseinandersetzung der Gesellschaft' zwischen den Ge­
sellschaftern aufzuteilen sein wird. Schon aus diesem Grun­
de ist es nicht gerechtfertigt, daß die Zahlung der einge­
klagten Geldsumme an den Kläger allein erfolgt*

b) Die entscheidende Frage ist vielmehr die, ob der 
Kläger entsprechend seinen Hilfsanträgen von der Beklagten 
Zahlung an eine Hinterlegungsstelle zugunsten der beiden 
Gesellschafter oder Zahlung an die beiden Gesellschafter 
verlangen kann. Diese Frage muß bei Berücksichtigung der 
von dem Kläger im einzelnen behaupteten Umstände entgegen 
der Auffassung des Berufungsgerichts bejaht werden.

Im Regelfall ist allerdings bei einer aufgelösten 
Gesellschaft - es sind insoweit ähnliche Gesichtspunkte wie, 
bei einer bürgerlichrechtlichen Gesellschaft vor ihrer Auf­
lösung maßgebend (vgl dazu BGHZ 12P 311) - davon auszugehen' 
daß beim Fehlen abweichender Bestimmungen im Gesellschafts-



vertrag die Geschäftsführung entsprechend der gesetzlichen 
Bestimmung des § 730 Abs 2 BGB nur allen Gesellschaftern 
gemeinsam zusteht und daß damit auch die Geltendmachung 
von Gesellschaftsforderungen.'gegenüber Dritten nur durch 
alle Gesellschafter gemeinsam erfolgen kann0 Eine Anwendung 
des § 4-32 BGB ist also im Regelfall auch bei einer aufge­
lösten Gesellschaft nicht möglich. Wie bei einer noch nicht 
aufgelösten Gesellschaft wirkt sich-au-eh hier noch die Ein­
schränkung des persönlichen Rechts eines jeden Gesellschaf­
ters aus § 432 BGB zugunsten der Gemeinschaftssphäre aus,' 
Mögen auch nach Auflösung der Gesellschaft die persönlichen 
Bindungen der Gesellschafter zueinander schon gelockert sein 
so erfordert doch der Zweck der -aufgelösten Gesellschaft, 
eine sachgemäße und sinnvolle Durchführung der Auseinander­
setzung zu ermöglichen und herbeizufUhren, es auch noch im 
Stadium der Abwicklung, daß dieses Gemeinschaftsinteresse 
unter Beschränkung des persönlichen Rechts des einzelnen 
Gesellschafters aus § 432 BGB Berücksichtigung findet, und 
daß demgemäß alle Gesellschafter oder die vertraglich be­
stimmten Gesellschafter die Abwicklung der Geschäfte und da- 
mit auch die Geltendmachung von Gesellschaftsforderungen ge­
genüber Dritten gemeinsam; vornehmen., Diese; Beschränkung gih 
aber, und auch insoweit kommen die gleichen;-Erwägungen wie 
bei : einer inheh ; gelüsten Gesellschäft / bürgerlichen;
Recht s zur Ah#endupgl ebefifalls;,EGHZ 12, 311),
nicht a u s n a h m s l o s k a n n  ;älht^lxtscnränkung der per- 
sönüchen Befughibsf|fäes einzelnen '^s'ells:̂i^fters,-.nur so 
weit gehen, als dieses für-eine sachgemalolund;;
Durchführung der: Auseinander set zuogblmV IhtO:rO%;e:; aller Ge­
sellschafter geboten ist, Das bedeutet, daßveinrGesellsch^'' 
ter in einem Rail.,, wie er hier nach den Behauptungen des Kl8' 
gers vorliegen soll, auch im Stadium der Abwicklung eine f*e' 
sellschaftsforderung gegenüber einem Dritten nach Maßgabe 
des § 432 BGB geltend machen kann«, Denn nach diesen Behaup"



tungen weigert sich der andere Gesellschafter; an der Gel­
tendmachung der Gesellschaftsforderung mitzuwirken, weil 
er unter bewußter Zurückstellung der Gesellschaftsinter­
essen besondere Abmachungen mit der Beklagten getroffen hat 
und es gerade sein Ziel ist, die Durchsetzung der Gesell­
schaft sforderung gegenüber der Beklagten im bewußten Zu­
sammenwirken mit dieser zu verhindern«, Es liegt auf der 
Hand, daß in einem Fall dieser Art die Einschränkung der 
persönlichen Befugnisse des einzelnen Gesellschafters bei der 
Geltendmachung einer Gesellschaftsforderung nicht durchgrei­
fen kann, eine Einschränkung, die unter Berücksichtigung des 
Abwicklungszwecks der aufgelösten Gesellschaft bei einer 
zweigliedrigen Gesellschaft im wesentlichen zur Wahrung der 
schutswerten Belange des anderen Gesellschafters eingreift, 
dem anderen Gesellschafter aber nicht die Verfolgung gesell­
schaftswidriger Zwecke ermöglichen soll«. Liegen die Verhält.
nisse so, daß gerade der andere Gesellschafter durch sein 
Verhalten eine sachgemäße und sinnvolle Durchführung der 
Auseinandersetzung zu vereiteln trachtet, so würde die Nicht­
anwendung des § 452 BGB aber gerade die gegenteiligen Fol­
gen haben, wie sie im Regelfall mit der Einschränkung der 
persönlichen Befugnisse des einzelnen Gesellschafters her­
beigeführt werden sollen. Es muß daher unter Berücksichti­
gung des Zwecks, der im Regelfall bei einer aufgelösten Ge­
sellschaft das Recht zur persönlichen Geltendmachung einer 
Gesellschaftsforderung nach Maßgabe des § 432 BGB ausschließt, 
angenommen werden, daß dieses nicht gilt, wenn bei einer 
zweigliedrigen Gesellschaft der andere Gesellschafter die 
gerichtliche Geltendmachung dieser Forderung durch ein be­
wußtes Zusammenwirken mit dem Gesellschaftsschuldner zu ver­
hindern sucht, UVU}-..

In der erneuten Verhandlung wird das Berufungsgericht ' 
unter Berücksichtigung vorstehender rechtlicher Gesichts­
punkte die Befugnis des Klägers zur alleinigen Geltendmachung



der Gesellschaftsforderung zu prüfen haben..

Die Entscheidung über die Kosten der Revision ist d 
Berufungsgericht zu übertragen5 da eine abschließende En 
Scheidung zur Sache noch nicht möglich isti

Br, Canter Dr» Selowsky
Dr, Bischer

Dr, Haidinger
Artl
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